
Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 1 HGB 
(Gezeichnetes Kapital)
Am 31.  Dezember 2014 betrug das Grundkapital der 
Francotyp-Postalia Holding AG 16.160.000 Euro. Es ist 
in 16 160 000 Stückaktien eingeteilt.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 2 HGB 
(Beschränkungen, die Stimmrechte oder 
die Übertragung von Aktien betreffen)
Jede Aktie berechtigt zur Abgabe einer Stimme in der 
Hauptversammlung. Beschränkungen betreffend der 
Stimmrechte oder deren Übertragung bestehen nicht. 
Zum 31. Dezember 2014 lag der Bestand an eigenen 
Aktien bei 202 944 Stück. Dies entspricht einem Anteil 
von 1,3 % des Grundkapitals. Bei eigenen Aktien werden 
keine Stimmrechte ausgeübt. Etwaige Beschränkungen, 
die sich aus Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern 
ergeben könnten, sind dem Vorstand der Francotyp-
Postalia Holding AG nicht bekannt.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 3 HGB (Direkte 
oder indirekte Beteiligungen am Kapital, 
die 10 % der Stimmrechte überschreiten)
Zum 31. Dezember 2014 hielt 3R Investments mit Sitz auf 
Zypern 10,03 % am Grundkapital der Francotyp-Postalia 
Holding AG. Dies entspricht 1 660 000 Aktien. Diese 
Stimmrechte sind der Tamlino Import & Advisory LP, 
Limassol, Zypern, der Tamlino Investments Ltd., Limas-
sol, Zypern, und Klaus Röhrig jeweils gemäß § 21 Abs. 1 
WpHG bzw. § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WpHG als indirekte 
Beteiligung zuzurechnen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 4 HGB  
(Aktien mit Sonderrechten)
Die Francotyp-Postalia Holding AG hat keine Aktien mit 
Sonderrechten ausgegeben.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 5 HGB (Stimm-
rechtskontrolle bei Arbeitnehmerbeteiligung)
Es existieren keine Stimmrechtskontrollen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 6 HGB  
(Gesetzliche Bestimmung der Satzung über 
die Ernennung und Abberufung der 
Mitglieder des Vorstands und über die 
Änderung der Satzung)
Gemäß Ziffer 6 Abs. 2 der Satzung der Francotyp-Postalia 
Holding AG erfolgen die Bestimmung der Anzahl der Vor-
standsmitglieder, deren Bestellung sowie der Widerruf 
ihrer Bestellung durch den Aufsichtsrat. Nach Ziffer 6 
Abs. 3 der Satzung kann der Aufsichtsrat einem Auf-
sichtsratsausschuss den Abschluss, die Änderung und 

Für das Geschäftsjahr 2015 erwartet das Unternehmen 
für dieses Segment einen leicht steigenden Umsatz und 
ein EBITDA leicht über Vorjahresniveau, wobei die Auf-
wendungen für die Neuaufstellung des Kundenservices 
zu berücksichtigen sind.

Segment Vertrieb International
Der wichtigste Auslandsmarkt für den FP-Konzern sind 
die USA. Hier sorgt seit 2013 eine Dezertifizierung für 
zusätzlichen Schwung beim Absatz der PostBase. Dezer-
tifizierungen werden von Postgesellschaften durchge-
führt, wenn ältere Frankiersysteme durch einen techno-
logisch neuen Standard ausgetauscht werden sollen. Die 
Dezertifizierung konzentriert sich auf Frankiersysteme im 
unteren Segment und soll bis Ende 2015 laufen. In den 
USA wird FP im Frühjahr die neue Maschine PostBase 
Mini auf den Markt bringen. Auch in anderen Ländern 
steht die Einführung bevor.

Für das Geschäftsjahr 2015 erwartet das Unternehmen 
für dieses Segment einen leichten Umsatzanstieg und 
ein leicht steigendes EBITDA.

Segment Produktion
Die Entwicklung des Segments Produktion hängt im 
Wesentlichen von der Entwicklung der vorgenannten 
Segmente ab. Seit 2012 werden alle Frankiersysteme in 
Wittenberge hergestellt. Das Segment dürfte aus der 
hohen Effizienz der Fertigung auch im laufenden Ge-
schäftsjahr Nutzen ziehen.

Für das Geschäftsjahr 2015 erwartet das Unternehmen 
einen stabilen Umsatz und ein stabiles bis leicht stei-
gendes EBITDA.

SONSTIGE ANGABEN

ERLÄUTERNDER BERICHT DES VORSTANDS 
GEMÄSS §§ 298 ABS. 4, 315 ABS. 4 HGB I. V. M. 
§ 120 ABS. 3 SATZ 2 AKTG

Nachstehend informiert der FP-Konzern über die ver-
pflichtenden Angaben nach § 315 Abs. 4 HGB i. V. m. § 120 
Abs. 3 Satz 2 AktG. Es handelt sich dabei insgesamt um 
Regelungen, die bei börsennotierten Unternehmen 
üblich sind und nicht dem Zweck der Erschwerung 
etwaiger Übernahmeversuche dienen.
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des Unternehmens oder der Beteiligung im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt;

–	� soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen 
ausgegeben werden und der auf die neu auszu
gebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige 
Betrag des Grundkapitals 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreitet und der Ausgabepreis der neu 
auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits 
börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus
gabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Für 
die Berechnung der Grenze von 10 % des Grund
kapitals ist die Höhe des Grundkapitals im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – 
falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung maß
gebend. Auf diesen Höchstbetrag ist der anteilige 
Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf 
neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmit-
telbarer, sinngemäßer oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-
ben oder veräußert werden, sowie der anteilige 
Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, 
die zur Bedienung von Options- oder Wandlungs-
rechten oder zur Erfüllung von Options- oder 
Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen 
ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern 
die Schuldverschreibungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden;

–	� für einen Anteil am genehmigten Kapital in Höhe 
von bis zu insgesamt 1.470.000 Euro, um die 
neuen Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder 
Mitarbeiter einer ihrer unmittelbaren oder mittel-
baren Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG 
auszugeben, wobei die Ausgabe der Belegschafts-
aktien auch zu einem Vorzugspreis erfolgen kann.

Über den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte und die 
sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe entschei-
det der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus 
dem genehmigten Kapital zu ändern. Am 23. März 2012 
hat der Vorstand der Francotyp-Postalia Holding AG mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, das Grund-
kapital der Gesellschaft um 1,46 Mio. Euro zu erhöhen. 
Hierzu gab das Unternehmen neue, auf den Inhaber 
lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am 

Beendigung von Anstellungsverträgen der Vorstands-
mitglieder übertragen.

Die Satzung schreibt in Ziffer 23 Abs.  1 vor, dass die 
Hauptversammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das 
Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehr-
heit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der 
Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, falls das 
Gesetz oder die Satzung nicht zwingend eine größere 
Mehrheit vorschreiben, fasst. Stimmenthaltungen gelten 
als nicht abgegebene Stimmen. Darüber hinaus kann der 
Aufsichtsrat gemäß Ziffer 15 Abs. 2 der Satzung Satzungs-
änderungen vornehmen, die nur die Fassung betreffen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 7 HGB 
(Befugnisse des Vorstands hinsichtlich der 
Möglichkeit, Aktien auszugeben oder 
zurückzukaufen)
Genehmigtes Kapital
Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 30. Juni 2011 
wurde der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 29. Juni 2016 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber 
lautender Stückaktien gegen Bar- und / oder Sachein-
lagen, einmal oder mehrmals, insgesamt um bis zu 
7.350.000 Euro zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). 
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf 
die neuen Aktien zu. Gemäß § 186 Abs. 5 AktG können 
die neuen Aktien auch von einem oder mehreren Kredit
instituten oder einem Konsortium aus Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist ermächtigt, einmalig oder mehrmalig 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen:

–	� für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugs-
verhältnisses ergeben;

–	� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von 
bereits zuvor ausgegebenen Schuldverschreibungen 
mit Options- oder Wandlungsrechten oder 
Options- oder Wandlungspflichten ein Bezugsrecht 
in dem Umfang gewähren zu können, wie es 
ihnen nach Ausübung der Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder 
Wandlungspflichten zustehen würde;

–	� soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen 
ausgegeben werden sollen, um Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an 
Unternehmen zu erwerben, und sofern der Erwerb 
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Grundkapital von 1 Euro je Aktie aus und nutzte dazu 
das genehmigte Kapital. Die neuen Aktien wurden un-
mittelbar nach Zustimmung des Aufsichtsrats im Rahmen 
eines Private Placements durch die 3R Investments Ltd., 
Zypern, gezeichnet. 

Bedingtes Kapital
Am 30. Juni 2011 hat die Hauptversammlung beschlos-
sen, das Grundkapital der Gesellschaft um einen Betrag 
von bis zu 6.305.000 Euro durch Ausgabe von bis zu 
6 305 000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
mit einem auf jede Aktie entfallenden anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von 1,00 Euro je Aktie bedingt zu er-
höhen (Bedingtes Kapital 2011).

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien 
an die Inhaber oder Gläubiger von Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 
Instrumente), die bis zum 29. Juni 2016 von der Gesell-
schaft oder durch ein unmittelbares oder mittelbares 
Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne des § 18 
AktG begeben werden. Sie wird nur insoweit durch
geführt, als von Options- oder Wandlungsrechten aus 
den vorgenannten Schuldverschreibungen Gebrauch 
gemacht wird oder Options- oder Wandlungspflichten 
aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und 
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 
zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung 
jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungs-
preis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wand-
lungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von 
Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil.

Der Vorstand wurde ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend der Durchführung der bedingten Kapi-
talerhöhung zu ändern.

Wandel- und Optionsrechte
Der Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversamm-
lung vom 30. Juni 2011 ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 29. Juni 2016 einmalig oder mehr-
malig, insgesamt oder in Teilbeträgen, Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechte oder Ge-
winnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser 
Instrumente (zusammen „Schuldverschreibungen“) im 
Gesamtnennbetrag von bis zu 200.000.000  Euro zu 

begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern (zusammen 
im Folgenden „Inhaber“) der jeweiligen Teilschuldver-
schreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf den 
Erwerb von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grund
kapitals von insgesamt bis zu 6.305.000 Euro nach 
näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschrei-
bungen zu gewähren und entsprechende Options- oder 
Wandlungspflichten zu begründen. Die Schuldverschrei-
bungen sowie die Wandlungs- und Optionsrechte bzw. 
-pflichten dürfen mit einer Laufzeit von bis zu 30 Jahren 
oder ohne Laufzeitbegrenzung begeben werden. Die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen kann insgesamt 
oder teilweise auch gegen Erbringung einer Sachleistung 
erfolgen.

Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich 
gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt 
werden.

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – im 
entsprechenden Gegenwert – in der gesetzlichen Wäh-
rung eines OECD-Landes begeben werden. Sie können 
auch durch ein unmittelbares oder mittelbares Kon-
zernunternehmen der Francotyp-Postalia Holding AG im 
Sinne des § 18 AktG begeben werden; in einem solchen 
Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die Garantie für die Schuldverschreibungen 
zu übernehmen und den Inhabern Options- bzw. Wand-
lungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende Stück-
aktien der Gesellschaft zu gewähren oder entsprechende 
Options- oder Wandlungspflichten zu begründen.

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, 
nach Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats festzulegenden Optionsanleihebedingungen 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
zu beziehen. Die Optionsanleihebedingungen können 
vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise 
auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen 
erbracht werden kann, soweit diese auf Euro lauten. Das 
Bezugsverhältnis ergibt sich in diesem Fall aus der Di-
vision des Nennbetrages einer Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Optionspreis für eine auf den 
Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Der antei-
lige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuld-
verschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den 
Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 
übersteigen. Die Laufzeit des Optionsrechts darf die Lauf-
zeit der Optionsschuldverschreibung nicht überschreiten.
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Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
erhalten die Inhaber der Teilschuldverschreibungen das 
Recht, diese nach näherer Maßgabe der vom Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegenden Wan-
delanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Um-
tauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nenn-
betrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden Aus-
gabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den 
festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber 
lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine 
volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Der anteili-
ge Betrag des Grundkapitals, der auf die bei Wandlung 
auszugebenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der 
einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können 
auch eine Options- oder Wandlungspflicht zum Ende der 
Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt begründen.

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können 
das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit 
der mit einem Options- oder Wandlungsrecht verbun-
denen Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuld-
verschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zah-
lung des fälligen Geldbetrages Aktien der Gesellschaft 
zu gewähren. Ferner kann vorgesehen werden, dass die 
Gesellschaft den Options- oder Wandlungsberechtigten 
oder -verpflichteten nicht auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Ge-
genwert in Geld zahlt.

Soweit die Ausübung des Options- oder Wandlungs-
rechts oder die Erfüllung der Options- oder Wandlungs-
pflicht zu rechnerischen Bruchteilen von Aktien führt, 
werden diese grundsätzlich in Geld ausgeglichen. Die 
Bedingungen der Schuldverschreibungen können je-
doch vorsehen, dass kein Ausgleich für rechnerische 
Bruchteile von Aktien zu erfolgen hat. Die Gesellschaft 
kann in den Bedingungen der Schuldverschreibungen 
berechtigt werden, eine etwaige Differenz zwischen dem 
Nennbetrag der Teilschuldverschreibung und dem Pro-
dukt aus dem Options- bzw. Wandlungspreis und dem 
Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis ganz oder teilweise 
durch Zahlung in Geld auszugleichen.

Die vorstehenden Vorgaben gelten entsprechend, wenn 
Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinn-
schuldverschreibung beigefügt werden oder wenn das 
Options- oder Wandlungsrecht oder die Options- oder 
Wandlungspflicht auf einem Genussrecht oder einer Ge-
winnschuldverschreibung beruht.

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungs-
preis muss, auch wenn er oder das Bezugs- oder 
Umtauschverhältnis variabel ist, mindestens 80 % 
des gewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der 
Francotyp-Postalia-Holding-Aktie in der Schlussauk-
tion im vollelektronischen Handel an der Frankfurter 
Wertpapierbörse, Frankfurt am Main, auf der Basis des 
Handelssystems Xetra (oder eines an dessen Stelle tre-
tenden, funktional vergleichbaren Nachfolgesystems) 
betragen, und zwar

–	� der Frankfurter Wertpapierbörse, Frankfurt am 
Main, vor dem Tag der Beschlussfassung durch 
denVorstand über die Begebung der Schuldver-
schreibungen bzw. über die Erklärung der Annah-
me durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsange
boten oder

–	� für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts 
auf die Schuldverschreibungen, vom Beginn der 
Bezugsfrist bis einschließlich des Tages vor der 
Bekanntmachung der endgültigen Festlegung der 
Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG.

§ 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt 

Sofern während der Laufzeit von Schuldverschreibun-
gen, die ein Options- oder Wandlungsrecht bzw. eine 
Options- oder Wandlungspflicht gewähren bzw. be-
stimmen, Verwässerungen des wirtschaftlichen Werts 
der bestehenden Options- oder Wandlungsrechte 
eintreten (beispielsweise durch Begebung weiterer 
Schuldverschreibungen oder Kapitalerhöhungen aus 
Gesellschaftsmitteln) und dafür keine Bezugsrechte als 
Kompensation eingeräumt werden, werden die Options- 
oder Wandlungsrechte – unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG – 
wertwahrend angepasst, soweit die Anpassung nicht 
bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem 
Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf 
die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 
entfällt, den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldver-
schreibung nicht übersteigen.

Statt einer wertwahrenden Anpassung des Options- bzw. 
Wandlungspreises kann nach näherer Bestimmung der 
Bedingungen der Schuldverschreibungen in allen diesen 
Fällen auch die Zahlung eines entsprechenden Betra-
ges in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung der 
Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen werden.
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Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf 
die Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibun-
gen können auch von einem oder mehreren Kreditins-
tituten oder einem Konsortium aus Kreditinstituten mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
Schuldverschreibungen auszuschließen:

–	� für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugs-
verhältnisses ergeben;

–	� soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von 
bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten oder Options- 
oder Wandlungspflichten ein Umtausch- oder 
Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, 
wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder 
Wandlungsrechts oder bei Erfüllung der Options- 
oder Wandlungspflicht zustehen würde;

–	� soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistun-
gen ausgegeben werden sollen und der Wert der 
Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 
Schuldverschreibungen steht;

–	� soweit Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrecht oder Options- oder Wandlungs-
pflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen 
und der Ausgabepreis ihren nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten 
theoretischen Marktwert nicht wesentlich unter-
schreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss gilt nur insoweit, als auf die zur Bedie-
nung der Options- und Wandlungsrechte bzw. bei 
Erfüllung der Options- oder Wandlungspflichten 
ausgegebenen bzw. auszugebenden Aktien insge-
samt ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 
nicht mehr als 10 % des Grundkapitals der Gesell-
schaft entfällt. Für die Berechnung der 10-%-Gren-
ze ist die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese 
Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – zum Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden 
Ermächtigung maßgebend. Auf diesen Höchstbetrag 
ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurech-
nen, der auf Aktien entfällt, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung in unmittelbarer, 
sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe 
und Ausstattung der Schuldverschreibungen festzuset-
zen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die 
Schuldverschreibungen begebenden Gesellschaften, an 
denen die Gesellschaft eine unmittelbare oder mittel-
bare Mehrheitsbeteiligung hält, festzulegen. Dies be-
trifft insbesondere Volumen, Zeitpunkt, Zinssatz, Art 
der Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 
Options- bzw. Wandlungszeitraum, Festlegung einer 
Zuzahlung in bar, den Ausgleich oder die Zusammen
legung von Spitzen sowie die Barzahlung statt Lieferung 
von auf den Inhaber lautenden Stückaktien.

Bedingtes Kapital zur ausschließlichen Erfüllung 
von Bezugsrechten
Am 1. Juli 2010 hat die Hauptversammlung beschlossen, 
das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 
1.045.000,00 Euro durch Ausgabe von bis zu 1 045 000 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt zu 
erhöhen. Die bedingte Kapitalerhöhung dient aus-
schließlich der Erfüllung von Bezugsrechten, die bis zum 
30. Juni 2015 aufgrund der im Beschluss der Hauptver-
sammlung vom gleichen Tag formulierten Bedingungen 
(siehe Konzernanhang, Abschnitt IV, Tz. 17) gewährt 
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-
weit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen 
Bezugsrechte von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der 
Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur 
Erfüllung der Bezugsrechte keine eigenen Aktien 
gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten 
Kapital erfolgt zu den folgenden von der Hauptversamm-
lung beschlossenen Bedingungen: „Der Ausübungspreis 
eines Bezugsrechts entspricht dem durchschnittlichen 
Börsenkurs (Schlusskurs) der Inhaber-Stückaktie der 
Gesellschaft im elektronischen Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG 
in Frankfurt am Main an den letzten 90 Kalendertagen 
vor der Gewährung des Bezugsrechts. Mindestaus-
übungspreis ist jedoch der auf die einzelne Stückaktie 
entfallende anteilige Betrag am Grundkapital der Ge-
sellschaft (derzeit 1,00 Euro) (§ 9 Abs. 1 AktG).“

Die neuen Stückaktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Bezugsrechte noch kein Beschluss über die 
Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 
Gewinn teil.
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Ermächtigung zum Erwerb sowie zur Veräußerung 
eigener Aktien
Auf der ordentlichen Hauptversammlung der Franco-
typ-Postalia Holding AG vom 1. Juli 2010 wurde der Vor-
stand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt 
dieser Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu 
erwerben. Auf die nach dieser Ermächtigung erworbe-
nen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Akti-
en, welche sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder 
ihr gemäß den §§ 71d und 71e Aktiengesetz zuzurechnen 
sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen 
Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung kann ganz 
oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals ausgenutzt 
werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 30. Juni 2015.

Der Erwerb eigener Aktien kann auf der Grundlage der 
neuen Ermächtigung entweder über die Börse oder mit-
tels eines öffentlichen Kaufangebots erfolgen.

Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl 
der angedienten Aktien die zum Erwerb vorgesehene 
Aktienanzahl übersteigt, kann der Erwerb unter Aus-
schluss des Andienungsrechts der Aktionäre nach dem 
Verhältnis der angedienten Aktien erfolgen, um das 
Erwerbsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung 
dient auch die bevorrechtigte Berücksichtigung gerin-
ger Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je 
Aktionär.

Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eige-
nen Aktien über die Börse oder im Wege eines an alle 
Aktionäre gerichteten Angebots wieder veräußert werden 
können. Darüber hinaus soll der Vorstand allerdings auch 
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats

–	� eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptver-
sammlungsbeschluss einzuziehen;

–	� eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder als 
Gegenleistung beim Erwerb von Unternehmen oder 
Beteiligungen daran anzubieten und zu übertra-
gen. Die aus diesem Grund vorgeschlagene 
Ermächtigung soll die Gesellschaft im Wettbewerb 
um interessante Akquisitionsobjekte stärken und 
ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditäts-
schonend auf sich bietende Gelegenheiten zum 
Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen 
daran zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rech-
nung. Die Entscheidung, ob im Einzelfall eigene 
Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital 

genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei er sich 
allein vom Interesse der Aktionäre und der 
Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der 
Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicher-
stellen, dass die Interessen der Aktionäre ange-
messen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand 
den Börsenkurs der Aktie berücksichtigen; eine 
schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs 
ist indes nicht vorgesehen, insbesondere damit 
einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch 
Schwankungen des Börsenkurses nicht wieder 
infrage gestellt werden können. Konkrete Pläne 
für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen 
derzeit nicht;

–	� eigene Aktien auszugeben, um die Aktien der 
Gesellschaft an einer ausländischen Börse einzu-
führen, an der die Aktien bisher nicht notiert sind. 
Auf diesem Wege soll die Gesellschaft die Flexibilität 
erhalten, soweit dies aus Gründen der besseren 
langfristigen Eigenkapitalfinanzierung notwendig 
erscheint, Zweitnotierungen an ausländischen 
Börsen aufzunehmen. Konkrete Pläne für das 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit 
nicht;

–	� eigene Aktien gegen Barleistung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts an Dritte zu veräußern, z. B. an 
institutionelle Investoren oder zur Erschließung 
neuer Investorenkreise. Voraussetzung einer 
solchen Veräußerung ist, dass der erzielte Preis 
(ohne Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag 
durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer 
Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in 
Frankfurt am Main nicht wesentlich unterschreitet. 
Durch die Orientierung des Veräußerungspreises 
am Börsenkurs wird dem Gedanken des Verwässe-
rungsschutzes Rechnung getragen und das 
Vermögens- und Stimmrechtsinteresse der 
Aktionäre angemessen gewahrt. Die Verwaltung 
wird sich bei Festlegung des endgültigen Veräuße-
rungspreises – unter Berücksichtigung der aktuel-
len Marktgegebenheiten – bemühen, einen 
etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie 
möglich zu bemessen. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungs-
quote durch Kauf von Aktien über die Börse 
aufrechtzuerhalten, während der Gesellschaft im 
Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspiel-
räume eröffnet werden, um kurzfristig günstige 
Börsensituationen auszunutzen. Konkrete Pläne 
für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen 
derzeit nicht;
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–	� einzelnen Mitgliedern des Vorstands anstelle der 
von der Gesellschaft geschuldeten Barvergütung 
eigene Aktien anzubieten. Hintergrund dieser 
Ermächtigung sind Überlegungen des Aufsichtsrats, 
bereits fällige oder noch fällig werdende Gehalts-
bestandteile des Vorstands nicht in bar, sondern in 
Aktien der Gesellschaft zu vergüten. Der Vorteil 
eines solchen Vorgehens läge nicht nur in der 
Schonung der Liquiditätsreserven der Gesellschaft, 
sondern auch in der Schaffung eines weiteren 
Anreizes für den Vorstand, den Unternehmenswert 
durch besondere Leistungen zu steigern und damit 
im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft 
eine nachhaltige Kursentwicklung zu fördern. Einer 
wertmäßigen Verwässerung der bestehenden 
Aktienbeteiligungen wird dadurch entgegenge-
wirkt, dass der Preis, welcher bei der Ermittlung 
der Zahl der zu übertragenden eigenen Aktien 
zugrunde gelegt wird, den am Tag der Angebots-
unterbreitung durch die Eröffnungsauktion 
ermittelten Kurs einer Aktie im elektronischen 
Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfol-
gesystem) der Deutsche Börse AG in Frankfurt am 
Main nicht wesentlich unterschreiten darf (ohne 
Erwerbsnebenkosten);

–	� eigenen Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten, 
die unter dem Aktienoptionsplan 2010 der Gesell-
schaft ordnungsgemäß ausgegeben und ausgeübt 
wurden, zu bedienen. Der Vorteil der Bedienung 
von Bezugsrechten unter dem Aktienoptionsplan 
2010 mit eigenen Aktien liegt darin, dass die 
Gesellschaft nicht unter Ausnutzung des bedingten 
Kapitals neue Aktien ausgeben muss, mithin den 
damit für die bestehenden Aktionäre verbundenen 
Verwässerungseffekt vermeiden kann.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 8 HGB 
(Wesentliche Vereinbarungen des Mutter
unternehmens, die unter der Bedingung 
eines Kontrollwechsels infolge eines Über-
nahmeangebots stehen)
Eine wesentliche Vereinbarung der Konzernmutterge-
sellschaft Francotyp-Postalia Holding AG, die unter der 
Bedingung eines Kontrollwechsels infolge eines Über-
nahmeangebots steht, ist der aktuelle Konsortialdar-
lehensvertrag, der ein Kündigungsrecht im Fall von 
„Change of Control“ vorsieht. Weitere Vereinbarungen 
wurden weder mit Dritten noch mit Tochterunterneh-
men getroffen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 9 HGB (Entschä-
digungsvereinbarung des Mutterunterneh-
mens für den Fall eines Übernahmeangebots)
Eine solche Vereinbarung bestand zum Stichtag 31. De-
zember 2014 nicht.

ERKLÄRUNG ZUR UNTERNEHMENSFÜHRUNG 
GEMÄSS § 289A HGB 

Die Erklärung zur Unternehmensführung im FP-Konzern 
enthält die erforderlichen Angaben nach § 289a Abs. 2 
HGB und ist auf der Homepage des FP-Konzerns pub-
liziert (http://www.fp-francotyp.com/FP/unternehmen/
investoren/corporate-governance).

VERGÜTUNGSBERICHT GEMÄSS § 315 ABS. 2 
NR. 4 SATZ 1 HGB

Der Bericht richtet sich nach den Empfehlungen des 
Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) und ent-
hält Angaben nach den Erfordernissen des deutschen 
Handelsgesetzbuchs (HGB), der deutschen Rechnungs-
legungsstandards (DRS) sowie der International Finan-
cial Reporting Standards (IFRS). Der Vergütungsbericht 
ist Bestandteil des Lageberichts.

VERGÜTUNGSSYSTEM ALLGEMEIN

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird vom Auf-
sichtsrat in angemessener Höhe auf der Grundlage einer 
Leistungsbeurteilung festgelegt. Kriterien für die Ange-
messenheit der Vergütung bilden sowohl die Aufgaben 
des einzelnen Vorstandsmitglieds, seine persönliche 
Leistung, die wirtschaftliche Lage, der Erfolg und die 
Zukunftsaussichten des Unternehmens als auch – gemäß 
dem im Juni 2014 veröffentlichen Corporate Governance 
Kodex – die Üblichkeit der Vergütung unter Berücksichti-
gung des Vergleichsumfelds und der Vergütungsstruktur, 
die ansonsten in der Gesellschaft gilt. Hierbei berück-
sichtigt der Aufsichtsrat das Verhältnis der Vorstands-
vergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises 
und der Belegschaft insgesamt auch in der zeitlichen 
Entwicklung, wobei der Aufsichtsrat für den Vergleich 
festlegt, wie der obere Führungskreis und die relevante 
Belegschaft abzugrenzen sind. Die mit dem Corporate 
Governance Kodex 2013 veröffentlichten Änderungen im 
Vergütungssystem finden in den Verträgen der Vorstände 
Berücksichtigung.

In den mit den Vorständen abgeschlossenen Dienstver-
trägen ist festgelegt:
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